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Der Schutz der Souveränität der DDR, des Friedens,
der Menschlichkeit und der Menschenrechte im neuen Strafrecht

„Die Gründung der souveränen sozialistischen Deut­
schen Demokratischen Republik — das war und ist die 
unverrückbare Entscheidung ihrer Bürger für eine 
Außenpolitik des Friedens und der Sicherheit in Eu­
ropa. Das war und ist ihre Entscheidung für einen kon­
sequenten und unnachgiebigen Kampf gegen jene 
Feinde des Volkes, die nach zwei Weltkriegen Deutsch­
land gespalten haben und in Westdeutschland erneut 
den Weg des Revanchismus, des Nationalismus und der 
Feindschaft gegen die Sowjetunion gehen“.i 
Dieser unwiderruflichen Entscheidung unserer Bürger 
trägt auch der Entwurf des neuen, sozialistischen Straf­
gesetzbuchs Rechnung. Bereits in der Präambel wird die 
Hauptstoßrichtung des Gesetzes folgendermaßen formu­
liert:

„Das Strafgesetzbuch dient im besonderen dem ent­
schiedenen Kampf gegen die verbrecherischen An­
schläge auf den Frieden und die Deutsche Demokra­
tische Republik, die vom westdeutschen Imperialis­
mus und seinen Verbündeten ausgehen und die Le­
bensgrundlagen unseres Volkes bedrohen.“

•
Das Völkerrecht und die Notwendigkeit
der Bestrafung von Verbrechen gegen den Frieden
und die Menschlichkeit

Die prinzipielle politische Aussage der Präambel wird 
durch eine nicht weniger bedeutsame Einleitung zum 
1. Kapitel des Besonderen Teils des StGB-Entwurfs er­
gänzt. Sie lautet:

„Die unnachsichtige Bestrafung von Verbrechen gegen 
die Souveränität der Deutschen Demokratischen Re­
publik, den Frieden, die Menschlichkeit, die Men­
schenrechte und Kriegsverbrechen ist unabdingbare 
Voraussetzung für eine stabile Friedensordnung in 
der Welt und für die Wiederherstellung des Glaubens 
an grundlegende Menschenrechte, an Würde und Wert 
der menschlichen Person und für die Wahrung der 
Rechte jedes einzelnen.“

Diese Einleitung — die einzige im ganzen StGB-Ent- 
wurf — kennzeichnet das Anliegen der Bestimmungen 
des 1. Kapitels. Sie stimmt teilweise wörtlich mit dem 
ersten Satz der Präambel des Gesetzes über die Nicht­
verjährung von Nazi- und Kriegsverbrechen vom 1. Sep­
tember 1964 (GBl. I S. 127) überein, der seinerseits auf 
dem Anfang der Präambel der Charta der Vereinten 
Nationen beruht. Bereits diese z. T. formelle Überein­
stimmung verdeutlicht, daß die Bestimmungen des 
1. Kapitels des StGB-Entwurfs in ihrem Wesen auf 
dem Völkerrecht basieren und zugleich der Durchset­
zung des Völkerrechts dienen, zu dessen bedeutendsten 
Grundsätzen die friedliche Koexistenz, die Souveränität, 
die nationale Selbstbestimmung, die territoriale Inte-

l Aus dem Aufruf zum 50. Jahrestag der Großen Sozialisti­
schen Oktoberrevolution, Neues Deutschland vom 22. Januar 
1967.

grität, die Nichteinmischung in die inneren Angelegen­
heiten anderer Staaten und die Ächtung jeglicher 
Aggression gehören.
Der erste staatliche Akt in der Geschichte, der einen 
Aggressionskrieg als internationales Verbrechen qualifi­
zierte, war das Dekret über den Frieden vom 26. Ok­
tober (8. November) 1917, das gleichsam die Geburtsur­
kunde der jungen Sowjetmacht ist. Dieses Dekret er­
klärt jeden Krieg, der das Ziel verfolgt, sich fremde 
Territorien anzueignen und fremde Völker zu unter­
werfen, „für das größte Verbrechen an der Menschlich­
keit“. Das Genfer Protokoll über die friedliche Rege­
lung internationaler Streitigkeiten von 1924, die Dekla­
ration der VIII. Tagung des Völkerbundes von 1927, die 
Beschlüsse der 6. Panamerikanischen Konferenz von 
1928 sowie der Briand-Kellogg-Pakt aus demselben 
Jahr bestätigten alle den Grundsatz, daß Agressions- 
kriege ein internationales Verbrechen sind. Wenn auch 
der Begriff „Aggression“ damals noch nicht exakt defi­
niert wurde, so war es doch eine große Errungen­
schaft, daß die Signatarmächte des Briand-Kellogg-Pak- 
tes — die Sowjetunion ratifizierte ihn als erster Staat — 
den Krieg als „Mittel zur Lösung internationaler Streit­
fälle“ verurteilten und in ihren gegenseitigen Bezie­
hungen auf ihn als „Werkzeug nationaler Politik“ ver­
zichteten. Da diese Formulierungen jedoch willkürliche 
Auslegungen zuließen, unternahm die Sowjetunion im 
Februar 1933 auf der Abrüstungskonferenz des Völker­
bundes einen ersten Versuch, den Begriff der Aggres­
sion und des Aggressors zu definieren. Nach dieser De­
finition ist Aggressor derjenige Staat, der als erster 
einen bewaffneten Angriff auf das Territorium oder 
die Streitkräfte eines anderen Staates durchführt. Kei­
nerlei Erwägungen politischer, wirtschaftlicher oder 
strategischer Art und keine Motive, die sich auf die 
innere Lage des Staates beziehen, können als Recht­
fertigung einer bewaffneten Einmischung dienen2.

Auch die Charta der Vereinten Nationen gründet sich 
auf die Verurteilung des Krieges und auf die Aner­
kennung des Prinzips der friedlichen Koexistenz. Unter 
den Zielen der Vereinten Nationen nennt die Charta 
in Art. 1 an erster Stelle die Aufrechterhaltung des 
internationalen Friedens und der internationalen Sicher­
heit; zu diesem Zweck sind „wirksame Kollektivmaß­
nahmen zu ergreifen, um Bedrohungen des Friedens 
vorzubeugen und zu beseitigen und Angriffshandlun­
gen oder sonstige Friedensverletzungen zu unterdrük- 
ken“. Hierzu sieht die Charta in Art. 39 bis 51 ein be­
sonderes System internationaler Sanktionen gegenüber 
Bedrohungen des Friedens, Friedensbrüchen und An­
griffshandlungen vor.

2 Vgl. dazu im einzelnen die Einleitung von Steiniger zu: 
Der Nürnberger Prozeß, Bd. I, Berlin 1957, S. 11 ff.; ferner 
Baginjan, „Vierzig Jahre Kampf des Sowjetstaates für das 
Verbot der Aggression“, in: Gegenwartsprobleme des Völker­
rechts, Berlin 1962, S. 261 ff.
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